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Rahmenkonzept zur integrierten Senioren- und Pflegeberatung
im Oberbergischen Kreis

l. - Grundlagen und Ziele

Durch die Regelungen im Landespflegegesetzes (PfG NRW) soll eine quantitative und

qualitative Entwicklung der vorpfl egerischen, pfl ogeeryänzenden (komplementäen) uod

iflegerischen Versorgungsstruktur erfolgen. Mit dem Einbezug vor allem von AlteDhilfe und

irraventiou soll der Eintitt von Pflegebedürftigkeit vcmieden oder zumindest hinausgezögef

werden. Die Stnrkturen und Hilfen müssen auf die spezifischen Erfordemisse der Hilfe- und

Pflegebcdürftig€n und iher Algehörigen abgestimmt sein.
WÄtigstes Zül ist eine optimale individuelle Veßorgüng der Menschen Dabei soll eine

möglicirst eigenständige Lebensffthrung uld ein längstmöglicher Verblcib in der gewohnten

hau-stictren Umgebung angestrebt wcrden. Mit dieser Zielsetzung wird der Volrang der

ambulanten Unierstuüunlsangebote vor stationärer Pflege, wie sie sowobl irn SGB XII, als

auch im SGB XI normiert ist, lutrgesa .

Damit wLd auch dem Grundsatz d€s wifischaftlichen Einsatzes öffentlicher Mittel

entsprochen. Der Oberbergische Kteis hat im JetEe 2006 über 13,3 Mio. € ftlr stationsre

Pfleie und Pflegewohngeä aufgewendet. Die demografische Bevölkenurgsentwicklung mit

der Zunahme alierer MJnschen fübrt zu einem weitelen erheblich€n Anstieg der Ausgaben in

den kommenden Jahren, dem nur mit einem ausreichenden Angebot an ambulantsn Hilfs' und

Untentützungsangeboten und ciner umfassenden Beratung tiber die vorhandenen

Hilfemöglichi€it;n entpgen gewirkt wclden kann. Die Gemeindepritfungsa$talt NRW stellt

fest, dasiein gezielter Äuibau der arnbulanten Hilfen mittel- uo6 langftistig ein erhebliches

Einsparpotenzial enchließt.

Mit d€r Rahm€nkonzeption sollen folgende konhete Ziel€ bis Ende 2009 erreicht werden:

a) Dcr Altcil der Leistungsbezieher von stationärer Hilfe zur Pflege je tausend Einwohner

65 Jalue und älter wird bis DQz. 2009 gegenübct Dez' 200'l w 5o/' rcü)zjefi
b) Dio Zabt d€! Leistungsbezieh€r von stationäre! Hilfe zur Pflege der sog' ,,Pflegestufe 0"

wird bis Dez. 2009 gegentlber Dez. 2007 absolut um 50 o/o reduziert

Ln übrigen wild auf die Ausführungen zu Ziff. 6 verwiesen.

Diese Zielsetzungen sollen durch folgende konkrete Aufgaben und MaßnabmeD etreicht

werden:

2. - Grundtätigkeiten Iär die Beratungsstellen

1. lnformation tlber örtliche Angebote in vorbeugenden, pflegerischen und
pfl ege€rgäDzende[ Bereichen

Z. Vemetzung testetrenaer und Hilwirken auf Scha{nrng neue! bedarfsgerechter
Angebote az.B. auch durch Förderutrg des ebrenamtlichen Engagem€Dt$

3. Infärmation uber die Finanzierung von Hilfen d€r unte$chiedliche[ Leistungsträger

4. Individuelle Beratung, EntwickeLo eines angemessenen Pflegearrangements
5. Fallmanagenent
6. Psychosoziale Beratung
7. Wohnberatung
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2.1. - Information über örtliche Angebote in vorbeugenden, pflegerischen
und pflegeergänzenden Bereicben

Der Ratsuchelde soll über das vorhandene Algebot an vorbeugenden, pflegerischen und
pflegeergäinzenden Dienstleistungen informielt werden. Orientiefi am konkreten Einzelfall
gehören hierzu insbgsondere Informationen tlber

. Präventive Angebote

. ambulantePflegedienste
r Tages- und Kurzzeitpflege zur Edtlastung pflegender Angehö.iger
. B€treutesWohnen,Wohngemeinschaften
. komplernent2ire Hilfsangebote wie hauswirtschaftliche Hilfen, Hausnotruf, Essen auf

Rädem, Aktion Hilfe fftr alte und behinderte Menschetl
. Hilfsmittelversorgung
. Alten- und Pflegeheime
r Hospizdienste
(Diese Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.)

Es sollen d€taillierte Infomationen ilber die vorhandenen Leistungsangebote gegeben
werden, um die Kompetenz und das wissen des Ratsuchenden im Umgalg mit den
Dienstleistem zu fltrdem.

2,2. - Vernetzung bestehender und Ilinwirken auf Schaffung neuer
bedarfsgerechter Angebote (2.8. auch durch Förderung des
ehrenamtlichen Engagements)

In den einzelnen Kommunen gibt es ein vielfältiges Ang€bot ar Hilfen für ältere hilfs' und
pflegebedürftige Menschen. Die Vemetzung der bestehenden Algebote hin zu einer engen,
vertrauensvollen und abgestinmten ZusammenaJbeit aller Aldeure soll erreicht und
koordiniert werden.

.- 
Werden in den Beratungs- und Betreuungsprczessen Lücker in d€n ördichen Hilfsangeboten
festgestellt, soll der konkrete Bedarf ermittelt und auf die Schamrng dieser Angebote
hingewirld werd€n, Hierbei erfolgt eine enge Abstirimu[g mit der gemeindeüber$eifenden
Pfl egeplanung beim Kreis.

Fitu die Bereirstetlung neuer Ang€bote sollen nach Möglichkeit Kooperationspartner gefunden
werde[ Die Beratmgsstellen können diese Leistuogen in der Regel nicht selbst erbringen.

2.3. - Information über die Finanzierung von Hilfen der unterschiedlichen
Leistungsträger

Der Ratsuchende soll informiefi weden über Inhalt und Umfang der Leistungen
ve$chiedener Leistungsträger, z,B. Pflegekasse, Sozialamt. Dadurch soll er in die Lage
versetzt welden, alle für ibn erforderlichen Hilfen zu kennen und zu nutzen.

Sofem sich aus der Einzelfallbentung ein entsprechender Bedarf ergibt, erfolgt für die
Ratsuchenden eine Kontaktaufüahme zu anderen Beteiligten arn Pflegemarkl'
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2.4. - Individuelle Beratung, Entwickeln eines angemessenen
Pflegearrangements

Die individuelle Beratung erfolgt aufder Grundlage der Punkte 2.1 und 2.3.

Die Unterstützung b€i der Auswahl eines individuellen, angernessenen Pflegeanangements
erfolgt unter Berücksichtigung

. der Selbstbestimmung

. des Wunsches trach selbstäDdiger Lebensführung

. der Ressourcen des Pflegebedürftigen

. der Ressoucen der Angehörigen (famili?ire Sih.ratiod)

Zu beraten ist hier auch ilber e\41. sozialrcchtliche Konsequenzen des Anangemelts (Renten-
und Arbeitslosenversicherung für pflegende Angehörige).
Bei Bedarf ist auch liber die Möglichkeiten der Volsorgevollrnacht oder der Beteuung nach
dem BGB zu informieren.

2.5. - Fallmanagement

Der Einsatz von Fallmanagement im Sinne organisiener bedarfsgerechter Hilfeleistung, in
dem der Versorgungsbedarf eines Klienten sowohl ttber einen defini€rten Zeitrarun als auch
quer zu besrehenden Grenzan von Einrichnurgen, Dienstleistungen, Amrem und
zuständigkeiten geplant, implementielt, kooldiniert, ltberwacht und evaluied wird, ist im
Bereich dcr ambulantcn Hilfen erforderlich. Hierbei ist die Pflegefachkraft des Kreises
ult€rstiltzend tätig.

2.6. - Psychosozial€ Beratung

Hierunter ist eine motivierende, stiltzende und ganzheitliche Beratung zu v€rstehen, z.B. die
Bcratung pflegende! Ang€hörige! über Möglichkeiten zur Untelsttltzung duch
Gesprächskeise oder ä$diche Argebote.

Bei der Beratung im Zusammenhang mit demenzerkranken Personen soll auch übe!
niedrigschwellige Hilfsangebote nach $ 45a f, SGB xI informiert werd€n.

2.7. - Wohnberatung

Beratung und Untelstützwrg bei der bedarfsgerechtetr Wohmrngsanpassung oder
Wohnungssuche mit dem Ziel eio€s lätrgstDiöglichen Verbleibs in der eigenen Häuslichkeit.
Manchmal sind hier nur kleinere Veränderutrgen der Wohnungsausstathug notwendig,
mancbmal mtissen aber auch bauliche Veränderungen druchgelilhrt werden. Die Beratung
umfasst auch Hinweise auffrnanzielle Hilfen.

3. - Arbeitsmethodik

. Die Beratungsarbeit erfolgt in Form von telefonischen, scbriftlichen und persönliche[
Kontakten.

. ln der Beratungsstelle soll Informationsmaterial bercitgehalten werde[

. Hausbesuche sollen bei Bedarf atrgeboten tmd durchgefülrt werden.
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Bei pflegefachlichen Fragestetlungen soll die Pflegefachlraft des lSeises

hinzugezogen weroeo-
Oi" S?ru,;gtpto"...e sind zu dokumentiercn (Hilfeplanung) und eüh€itlich

statistisch zu erfassen.

4. - öffenttichkeitsarbeit

Die TätiEkeit der Bentungsstellen muss in geeigneter Weise in der Öff€ntlichk€it bekannt

ä#,?;;d; iläi" 
-trl,g"t 

^i 
a^ i"itn-!t-g"uot uonntrksam zu machen und damit

äi"* *i-"ft ig" r'atigt"it mehr und mehr im Be$usstsein zu vennkem

T,udenkenistdabeiz.B'anPressemrtterllrngenodelanFlyer'dieinöffentlichenStellen,aber
auch bei A'rzten, Apothek€n usw. ausgelegl werden'

5. - Personelle und finanzielle Ausstattung in den Kommunen und

KosteBerstattung

Die quantirative pe$onelle und finanzielle Aussrattung in den Kommunen-wirdlach dem

i",iiä.t äilrr;-g* und älteren Menschen bemesse-n Ausgehend von den bescMebenen

iri"et"ri"i*ia ei""u* auf die Erkenntnisse von E"g:ttF *:ir9YY:':l1l'
Hückeswagen, Lindlar, nuo"uo't*o üäWieht wäa ein S" risset von eir€lvollzeitstelle

je 5.500 Einwohner >=OS iairc zugrundl;ügt Dit t""h"dt"ft* Stellenanteile werden auf

viertel Stellen gerundet.

Die Erstattung der Arbeitsplatzkosten durch den Kreis erfolgt pauschaliert nach den jeweils

alduellen Richtwerten aer fCst 
^ 

o"n iost"n eines (güroJÄbeitsplatzes einheitlieh nach

ill;""ö;ö ;il;r;i.gti.t' s*r*o"tnouuschale (ohne Gemeinkosrenanteile) Bei

Stellenanteilen findet d,e paus"nate r"'ecltrung nach KGSr Anwenq*g-?i:1"*"hn*t

iläil;;i;"ü.n i,,tutn-g'b"ttägt ergeben sich aus der Arlsgs zu-dlesem

ää#J;";;. 
-nä;;uri"r' nr' ät g"'ä"mJns der Erstattunssbet!äse sind dje vom LDS

äil . rä. ai! v"t:.rtes erminetten euwotrneios lat'ne una Ättt' pie Auszahluns an die

Kommrmen erfolgt zum 01 07 jeden Jahres'

Die Aufgaben können auch durch einen Ddtten wahrgenommen wer!;n lolaet
L"fn"Lliuu"rtug,-g an Ddtte ist der abzuscbließende Vertrag dem Kreis zur zustirmung

lrorirl"g"rr.

Eine Pfleg€fachlcaft (1 StelleJ beid Kreis steht detr Senioren- und Pflegebentem

I"i-.*Lää i" ar""'pfl"g"fu"Ni"t'"n rtugestellungen zur Verftic*q: ?al:'hi*u'
ä;ä;äÄ;;;e nit a"n nr, a"L"l"*eite päegeplanung zust?indisen Mitarbeitem

(1,25 Stellen) beim l3eis zusammer

6. - Evaluation, Controlling, Berichtswesen

Diewi*sankeitdelRahmenkonzeptionundderenUmsetzungistdurchdenKrciszu
;;;;. ;;b;" K"nnzahlen weideo als Grundlage hierfih ermittelt:

a) Anteil der Leistungsbezieher voo ambulanter Hilfe zur Pflege an den gesamten

Leisnrngsbeziehem von Hilfe zur P{lege
tl 

"e"t" 
ier i"itt*gshaeh"r ; ;titanter Hilfe zur Pflege je tausend Einwohner

65 Jahre und :ilter
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c) Zuschussbetrag ambulante Hilfe zur Pfl€geje Leistungsbezieher undje Einwohner 65
Jahre und älter

d) Anteil der Leistungsbezi€her von stationärer Hilfe zur pflegeje tausend Einwohner 65
Jahrc ünd älter

e) Anteil der Leistungsbezieher von ausscldießlich pflegewohngeldje tausend
Einwohter 65 Jahrc und älter

D Zuschussbetag stationäre Hilfe zur pflegeje Leistungsbezieher undje Einwobner 65
Jahrc und älter

g) Zuschussbetrag Pflegewohngeldje Leistutrgsbezi€her und €inwohner 65 Jahe und
älter

Die Keoüahlen der Leistnngsbezieher werden monatlich erhob€D, die Kenrzahren zum
Zuschussbetrag vierteljäfulich. Die Kennzahlen werden den Kommunenjeweils zeirnah im
Exhaner zur Vcrftlgung gestellt. Basisjah sind die Kennzahlen des Jahre; 2007.

Daneben werden die Ber&hmgs- und Beteuungsprczesse, die bestehenden Hilfs- und
Betcuungsangebote sowie die festgestellt€n Luckcn in den Hilfsangeboten dokumcntiert und
beim Krcis zusarnmengeffün. De! genaue Umfang der Dokunentation wüd in
Zusammenarbeit mit erfahrenen Pflegeberatcm feltgeleg.
Die erste umfassende Bcwertung erfolgt nacl atUritvoin Z fafea also mit den Daten des
Jahres 2009. Der Bericht soll möglichst bis aün 01.04.2010 erstellt und allen Komrnunen
ilbeNandt werden.

7. - Verbindlichkeit der Rahmenkonzeption

DiescRahmenkolzeption ist els cinheitlicher Handlungsrahmen für alle Beratungsstellen zu
velstehcn. Sie ist verbindlich.
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Vercinbarung

zur Umsetsung des Rahmonkonzept$ zur integrigrten Soniorcn- und pflegebe-
ratung im Obelbgryiachen Krcis

zvilchon

dem Obeöergischsn Kreig

und

dsr St dt Wlpporfatrth

A) Präambel

Der Obeöergische Kreis als örtlicher Trägsr def Sozialhilie ist zuständig ftjr die am-
bulante Hilfe zur Pflege und für die Hilfe zur pfiege in Einrichtungen für plrsonen, die
65 Jahre und älter sind. Weiterhin beotehf die Zustitndigkeit fir di€ Inv6titionskos-
tenförderung ?rr$gla$al Pf,egedienste und statjonärer pieg€€inrichtung€n (sog.
Pflegewohngeld). lm Rahnrn dar Altonhilfe nach g 71 SGB Xll eoll a|bn Mensöhdn
durch Beratung und Unterstotzung HilE angeboten werden, die dazu beiträgt,
Schwierigkeiten, die durch das Alter €nt8tehen;zu verholsn. zu überwinden oder iu
mildern und di€ dazu beiüä96n, am Lebon in der G€meinschaft t€ilzunehmen.

Nach dem Landespflegege8ek - PG NRW - ist der Kreis verpiichtet, eine den örüi-
chen Anford€rungen entsprechende und dis Trägerviglfalt berocksichtigende pfego-
rische Angebotsstruktur sicherzustelten. Pfiegeb€d0rfüge Menschen u;d ihre Ange-
hörigen 6ind üägerunabhängig zu beraten und aiber Hilbn zu inbrmieren. As Zäe
w€rden im Gesets genannt:

. Leistungsfähige u. wirtschafrliche ambulante, teiF und vollstationäre sowie korn-
plementäre Angebotsstruktur gewghrlei8bn

. Orientierung an d6n Bedilrfniseen der megebedorfligen und der sie megenden

. StruKuren entwickeln in kleinen überschaubaEn orßteilbezogenen Fonnen

. Versorgung nach dem Grundsats ambulant vor stationär, ortsnah und aufeinan-
der abgestjmmt

. PflegendeAngehörige unlBrdüAen, Ehrenantliches Eng€gerEntstärken

. Neue Wohn- und megefonnen einbeziehen

Die keisarEehörigen Gemeinden sind in die Wahmehmung der Aufgaben näch dem
Pre NRW mit einzubeziehen (S 2 Abs. 2 Pfc NRW).

B) Geoenstand der Vereinbaruno

In Wahrnehmung der Verantwortung ftir die älteren lrilenschen und deren allgernei-
nen Wunsch im Alter und bei Pflegebedürnigkeit solange wie rnöglich in der eigenen
Wohnung im vertrauten familiären und sozialen Urfeld leben zu wollen, vor dem
Hintergrund der dernografischen Bevölkerungsentwicklung und unter Berilcksichti-



gung der damit unweigerlich steigenden tinanziellen Belastungen des Kreises und
seiner Kommunen bei der Hilb zur Pflege soll die in der Stadt Wippertürth bestehen-
de megeberatung intensiviert und ausgebaut r,rerden.

C) Urnfano der Aufoabenwahrnehmuno. oersonelle Ausstattuno und Kostenerstat-
tuno

Der Urnfang der AuEabenwahrnehmung, die personelle Ausstattung und die Eßtat-
tung der Arbeitsplatdo8ten e€eben sidt aus dem Rahnenkonzept zur integderten
Senioren- und megeberatung im Oberbergischen Kreis, das Bsstandieil diaser Ver-
einbarung und als &!ggg beigefügt ist.

D) InkrafttrEtEn und Befüstuno

Oies€ Vereinbarung tritt zum 0'1.01.2008 in Kräfi. Sie gilt zunächst bis 30.08.2010.
Dia Vereinbarungspartner treten unmittelbar nach Vorliggen des Berichb tlber die
Ergebniss€ der Bevertung der Wi*samkeit der Rahmenkonzeption (vgl. Afi. 6 des
Konzeptes) in Veftandlungen ilber Beine Fortführung ein.

Treten während der Laufzeit der Vereinbarung Anderungen in den ge8€tzllchen Be-
stimmungen ein, die Aus\,rri*ungen auf die Veßinbarung und das Rahmenkonzept
haben können, (2.8. durch die vorge€€hena,R6form zur nachhalügen Weiterontwick-
lung der m€geversicherung') verpfichbn Bidr die Vertragspartner zu unverzoglidEn
Verhandlungen über eine Anpessung dgr Konzsption.

Gummersbach, den 12.09.2007

Obeöergischer Kreis
Der Landrat

wipperfürth, den 3r.$.2m

Stadt Wipperftlrth
Der BürgE meister

6-^irTA^1
Guido Forstins 
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